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den, wenn innerhalb von fünf Jahren vom Zeitpunkt 
der internationale!! Registrierung an die vorher im 
Ursprungsland im Sinn des Artikels 1 eingetragene na­
tionale Marke in diesem Land den gesetzlichen Schutz 
ganz oder teilweise nicht mehr genießt. Das gleiche gilt, 
wenn dieser gesetzliche Schüfe später infolge einer vor 
Ablauf der Frist von fünf Jahren erhobenen Klage er­
lischt.

(4) Wird die Marke freiwillig oder von Amts wegen 
gelöscht, so ersucht die Behörde des Ursprungslandes 
das Internationale Büro um die Löschung der Marke, 
das daraufhin die Löschung vomimmt. Im Fall eines 
gerichtlichen Verfahrens übermittelt die genannte Be­
hörde von Amts wegen oder auf Verlangen des Klägers 
dem Internationalen Büro eine Abschrift der Klage­
schrift oder einer anderen die Klageerhebung nachwei­
senden Urkunde, ebenso eine Abschrift des rechtskräf­
tigen Urteils; das Büro vermerkt dies im internatio­
nalen Register.

Artikel 7

(1) Die Registrierung kann immer wieder für einen 
Zeitabschnitt von zwanzig Jahren, gerechnet vom Ab­
lauf des vorhergehenden Zeitabschnitts an, durch ein­
fache Zahlung der in Artikel 8 Absatz (2) vorgesehenen 
Grundgebühr und gegebenenfalls der Zusatz- und Er­
gänzungsgebühren erneuert werden.

(2) Die Erneuerung darf gegenüber dem letzten Stand 
der vorhergehenden Registrierung keine Änderung ent­
halten.

(3) Bei der ersten nach den Bestimmungen der Nizzaer 
Fassung vom 15. Juni 1957 oder dieser Fassung des Ab­
kommens vorgenommenen Erneuerung sind die Klas­
sen der internationalen Klassifikation anzugeben, auf 
die sich die Registrierung bezieht.

(4) Sechs Monate vor Ablauf der Schutzfrist erinnert 
das Internationale Büro den Inhaber der Marke und 
seinen Vertreter durch Zusendung einer offiziösen Mit­
teilung an den genauen Zeitpunkt dieses Ablaufs.

(5) Gegen Zahlung einer von der Ausführungsord­
nung festgesetzten Zuschlagsgebühr wird eine Nachfrist 
von sechs Monaten für die Erneuerung der internatio­
nalen Registrierung gewährt.

Artikel 8

(1) Die Behörde des Ursprungslandes ist befugt, nach 
ihrem Ermessen eine nationale Gebühr festzusetzen und 
zu ihren Gunsten vom Inhaber der Marke, deren inter­
nationale Registrierung oder Erneuerung beantragt wird, 
zu erheben.

(2) Vor der Registrierung einer Marke beim Inter­
nationalen Büro ist eine internationale Gebühr zu ent­
richten, die sich zusammensetzt aus:

a) einer Grundgebühr;
b) einer Zusatzgebühr für jede die dritte Klasse über­

steigende Klasse der internationalen Klassifikation, 
in welche die Waren oder Dienstleistungen einge­
ordnet werden, auf die sich die Marke bezieht;

c) einer Ergänzungsgebühr für jedes Gesuch um Aus­
dehnung des Schutzes gemäß Artikel 3ter.

(3) Die in Absatz (2) Buchstabe b) geregelte Zusatz­
gebühr kann jedoch, ohne daß sich dies auf den Zeit­
punkt der Registrierung auswirkt, innerhalb einer von 
der Ausführungsordnung festzusetzenden Frist entrich­

tet werden, wenn die Zahl der Klassen der Waren oder 
Dienstleistungen vom Internationalen Büro festgesetzt 
oder bestritten worden ist. Ist bei Ablauf der genannten 
Frist die Zusatzgebühr nicht entrichtet oder das Ver­
zeichnis der Waren oder Dienstleistungen vom Hinter­
leger nicht in dem erforderlichen Ausmaß eingeschränkt 
worden, so gilt das Gesuch um internationale Registrie­
rung als zurückgenommen.

(4) Der jährliche Gesamtbetrag der verschiedenen 
Einnahmen aus der internationalen Registrierung wird 
mit Ausnahme der in Absatz (2) Buchstaben b) und c) 
vorgesehenen Einnahmen nach Abzug der durch die 
Ausführung dieser Fassung des Abkommens verursach­
ten Kosten und Aufwendungen vom Internationalen 
Büro zu gleichen Teilen unter die Vertragsländer dieser 
Fassung des Abkommens verteilt. Wenn ein Land im 
Zeitpunkt des Inkrafttretens dieser Fassung des Abkom­
mens diese noch nicht ratifiziert hat oder ihr noch nicht 
beigetreten ist, hat es bis zu dem Zeitpunkt, zu dem 
seine Ratifikation oder sein Beitritt wirksam wird, An­
spruch auf eine Verteilung des Einnahmenüberschusses, 
der auf der Grundlage der früheren Fassung des Ab­
kommens, die für das Land gilt, errechnet wird.

(5) Die sich aus den Zusatzgebühren gemäß Absatz (2) 
Buchstabe b) ergebenden Beträge werden nach Ablauf 
jedes Jahres unter die Vertragsländer dieser Fassung 
des Abkommens oder der Nizzaer Fassung vom 15. Juni 
1957 im Verhältnis zur Zahl der Marken verteilt, für 
die während des abgelaufenen Jahres in jedem dieser 
Länder der Schutz beantragt worden ist; soweit es sich 
um Länder mit Vorprüfung handelt, wird diese Zahl 
mit einem Koeffizienten vervielfacht, der in der Aus- 
führungsordnimg festgesetzt wird. Wenn ein Land im 
Zeitpunkt des Inkrafttretens dieser Fassung des Abkom­
mens diese noch nicht ratifiziert hat oder ihr noch nicht 
beigetreten ist, hat es bis zu dem Zeitpunkt, zu dem 
seine Ratifikation oder sein Beitritt wirksam wird, 
Anspruch auf eine Verteilung der auf der Grundlage der 
Nizzaer Fassung errechneten Beträge.

(6) Die sich aus den Ergänzungsgebühren gemäß Ab­
satz (2) Buchstabe c) ergebenden Beträge werden nach 
den Regeln des Absatzes (5) unter die Länder verteilt, 
die von der in Artikel 3bi3 vorgesehenen Befugnis Ge­
brauch gemacht haben. Wenn ein Land im Zeitpunkt des 
Inkrafttretens dieser Fassung des Abkommens diese 
noch nicht ratifiziert hat oder ihr noch nicht beigetreten 
ist, hat es bis zu dem Zeitpunkt, zu dem seine Ratifika­
tion oder sein Beitritt wirksam wird, Anspruch auf eine 
Verteilung der auf der Grundlage der Nizzaer Fassung 
errechneten Beträge.

Artikel 8bis
Der Inhaber der internationalen Registrierung kann 

jederzeit durch eine an die Behörde seines Landes ge­
richtete Erklärung auf den Schutz in einem oder in 
mehreren der Vertragsländer verzichten; die Erklärung 
wird dem Internationalen Büro mitgeteilt und von die­
sem den Ländern, auf die sich der Verzicht bezieht, zur 
Kenntnis gebracht. Der Verzicht ist gebührenfrei.

Artikel 9
(1) Ebenso teilt die Behörde des Landes des Inhabers 

dem Internationalen Büro die bei der eingetragenen 
Marke im nationalen Register vermerkten Nichtigkeits­
erklärungen, Löschungen, Verzichte, Übertragungen und 
anderen Änderungen mit, wenn diese Änderungen auch 
die internationale Registrierung berühren.


